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MenschMenschMenschMenschMensch
MieterIn!MieterIn!MieterIn!MieterIn!MieterIn!

1400 Bedarfsge-
meinschaften in
Bochum sollen ihre
Wohnkosten senken.
Der Widerstand da-
gegen hatte zumin-
dest einige Erfolge.
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Hartz IV und Zwangsumzüge:

Erleichterungen
durchgesetzt                     S. 11

Wärme-Contracting:

BGH-Urteil im Detail     S. 13
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Mieter:

Konflikt um Spielplatz   S. 9

Verbraucher:
Steuerbonus auch für Mieter  S. 6
Kostenfaktor Rauchmelder?    S. 7

Großer Sonderteil im Inneren:

Volksinitiative in NRW!

Bochum:

Stadt verkauft Wohnungen
            - VBW auch!     S. 4 - 5

Ob das nun ein trockener Sommer
wird, vermag nach dem bisherigen Wech-
selbad sicher niemandzu sagen. Aber ei-
nes ist sicher: Es wird ein heißer Sommer
- nicht nur wegen der WM. Leicht auszu-
halten ist der sicher nicht für jemand, der
sich - wie ich - kaum für Fußball interes-
siert und mit Nationalhymnen und
Landesfahnen so seine Schwierigkeiten
hat. Kaum eine Chance, dem aus dem
Wege zu gehen.

Und nun soll ich Sie, verehrte Leserin,
geneigter Leser, auch noch für etwas ganz
anderes interessieren in diesem Sommer.
Für eine weitere Volksinitiative, die drit-
te in kurzer Zeit in NRW. In der ersten
ging es um die Öffnungszeiten von Vide-
otheken. In der zweiten um Kindergär-
ten. Und nun ist die Wohnungspolitik
der neuen Landesregierung das Thema.

Die hat es aber auch wirklich in sich.
Man könnte meinen, Rüttgers, Wittke &
Co.  glaubten selbst nicht daran, dass sie
noch eine zweite Legislaturperiode in
Düsseldorf regieren können - so ein Tem-
po legen sie vor, zumindest in der
Wohnungspolitik.
- Die Verordnung nach § 5a Woh-

nungsbindungsgesetz, die den Kom-
munen Belegrechte an allen Sozial-
wohnungen gab, ist bereits ausgelau-
fen und ist nicht verlängert worden.

- Die Fehlbelegungsabgabe wird fak-
tisch seit dem 1. Januar nicht mehr
erhoben und soll komplett wegfallen,
auch nicht mehr iin Stufen, sondern
auf einen Streich.

- Der Verkauf der Landesentwicklungs-
gesellschaft mit ihren 105.000 Woh-
nungen ist eingeleitet, Banken mit der
Ermittlung des Wertes beauftragt.

- Die Kündigungssperrfristverord-
nung, die Mieter nach einer Umwand-
lung bisher 6 oder 8 Jahre vor Eigen-

bedarf schützt, soll
noch in diesem Jahr
Fallen.

- Der Wegfall der
Zweckentfremdungs-
verordnung, die Leer-
stand, Umnutzung
und Abriss eindämmt,
ist beschlossene, nur noch nicht ter-
minierte Sache.

- Die Kommunen werden nicht mehr
davor gewarnt, ihre Wohnungsunter-
nehmen zu verkaufen - sofern sie
überhaupt noch welche haben -,son-
dern geradezu dazu gedrängt.

Das ist in der Tat ein Generalangriff
auf alles, was im Mieterland NRW jemals
besser geregelt war als anderswo. Und so
hat unsere Volksinitiative, zu der ein brei-
tes Bündnis aufruft, denn auch drei Tei-
le. Sie finden alles darüber auf den acht
Innenseiten dieses Heftes, die in höherer
Auflage gedruckt und als Kampagnen-
zeitung genutzt werden, und die deshalb
anders aussehen.

66.000 Unterschriften brauchen wir
für den Erfolg. Deshalb bitten wir Sie
ganz herzlich: Machen Sie mit! Unter-
schreiben Sie selbst und sammeln Sie bei
Ihren Nachbarn. Eine genaue Bedienungs-
anleitung ist dabei.

Die Initiative allein wird weder die
LEG noch die Sperrfrist retten. Aber sie
zwingt den Landtag, die Sache zu bera-
ten. Und sie ist ein deutliches Zeichen
über die Stimmung im Lande.

Es scheint, dass die Landesregierung
ein solches Zeichen braucht.

Herzliche Grüße
Ihr

Vor genau 10 Jahren
hat die Stadt 1250
Wohnungen an die
VBW verkauft. Die
hat jetzt ein Fünftel
davon weiter ver-
scherbelt - ausge-
rechnet an Bochums
Oberprivatisiererin
Häusser-Bau.
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Stadt verkauft WStadt verkauft WStadt verkauft WStadt verkauft WStadt verkauft Wohnungen -ohnungen -ohnungen -ohnungen -ohnungen -

                                      VBW   VBW   VBW   VBW   VBW auch! auch! auch! auch! auch!

10 Jahre nach dem bisher größten
Verkauf sädtischer Wohnungen will sich

die Stadt von weiteren 250 Wohneinhei-
ten trennen. Als Käufer soll nur ein in der
Nähe ansässiges Unternehmen in Frage

kommen, dass als Bestandserhaltend und
-pflegend bekannt ist. Natürlich denkt

man da an die (halbstädtische) VBW, die
schon 1996 das Paket von 1250 städti-
schen Wohnungen gekauft hatte. Doch

die erhält und pflegt noch lange nicht
alles, was sie von der Stadt erwirbt.

Die Mieter der Siedlung „Im Streeb“
in Bochum Werne sind sauer. Ihre

Siedlung gehörte zu dem Paket, dass die
Stadt Bochum 1996 an die „Vereinigte
Bochumer Wohnstätten“, besser be-
kannt als VBW, verkauft hat. Zehn Jah-
re lang blieb alles ruhig. Doch im April
überschlugen sich die Ereignisse.

Am 20. 4. hatten alle 58 Mietparteien
Schreiben ihrer Wohnungsgesellschaft
in den Briefkästen. Darin wurde der
Verkauf der Siedlung zum 1. Mai mitge-
teilt. Die VBW, die sich selbst als
„bestandserhaltendes Unternehmen
mit besonderem Fokus auf eine ganz-
heitliche und quartiersbezogene
Standortentwicklung“ bezeichnete,
freute sich, in der Häusser-Bau-GmbH
eine „für ihre Sach- und Fachkompe-
tenz“ bekannte neue Eigentümerin ge-
funden zu haben. Mit einem Dank für
das bisherige Vertrauen und guten
Wünschen für die Zukunft schloss das
Schreiben.

Nur einen Tag später meldete sich
die neue Vermieterin - wesentlich nüch-
terner. Die Konto-Nummer für die Miet-
zahlungen wurde mitgeteilt und die
Anschrift der neuen Hausverwaltung.
Immerhin hieß es am Schluss: „Wir freu-
en uns auf ein angenehmes Mietverhält-
nis.“

Das kann aber kaum ernst gemeint
gewesen sein, denn vermieten ist das
Geschäft der Häusser-Bau-GmbH
höchstens vorrübergehend. So kam was
immer kommt bei Bochums Bilderbuch-
Spekulanten: Bereits am 4. Mai wurden
den Mietern die Häuser zum Kauf ange-
boten.

So sieht es überall aus, wo Häusser-Bau
privatisiert - jetzt auch in Bochum-Werne

Diese Angebote sorgten gleich in
mehrfacher Hinsicht für Empörung
unter den Mietern: Erstens lagen die
Preise erheblich über dem Ertragswert
der renovierungsbedürftigen Häuser.
Zweitens wurde nicht jedem Mieter sei-
ne eigene Wohnung, sondern das gan-
ze Haus angeboten.

Das entspricht durchaus der Strate-
gie von solchen auf Privatisierungen
spezialiserten Firmen wie Häusser-Bau.
Da es sich um kleine Einheiten handelt
- jeweils 2 oder 4 Mietparteien pro Ein-
gang - wird nicht umgewandelt, um
keine Kündigungssperrfrist auszulösen,
sondern hausweise verkauft. Wie es in
Siedlungen aussieht, die Häusser-Bau auf
diese Weise zerlegt hat, kann man heu-
te im „Mittelgebirgs-Viertel“ in Bergen/
Hiltrop oder an der Karl-Wagener-Stra-
ße in Munscheid bewundern - wir be-
richteten.

Bei der VBW gibt es keinerlei
Problembewusstsein. Torsten Büsching,
Abteilungsleiter Verkauf bei dem halb-
städtischen Wohnungsunternehmen,
bestätigte gegenüber MIETERFORUM den
Verkauf von 240 Wohneinheiten an die
Häusser-Bau GmbH: „Das war Streu-
besitz in Randlagen, für uns unwirt-
schaftlich und aufgrund der Bau-
substanz auch ohne Zukunftsaussichten.
Wir stehen zum Standoret Bochum und
wollen hier auch wachsen, aber ab und
zu müssen wir auch mal etwas verkau-
fen, was nicht ins Portfolio passt.
Häusser hat sich bisher immer als ver-
lässlicher Vertragspartner erwiesen.“

„Warum hat die VBW nicht selbst
die Wohnungen an uns verkauft?“,
schimpft Annemarie Belda, die auf ei-
ner eilig einberufenen Mieterversamm-
lung in den Mieterrat gewählt wurde.
„Die eigenen Wohnungen allein hätten
viele hier bezahlen können - aber doch
nicht das ganze Haus!“

Erst vom Mieterverein erfuhren die
Mieter auf dieser Versammlung, dass die
VBW mit Häusser-Bau besondere Mie-
terschutz-Klauseln vereinbart haben
will - in enger Anlehnung an die Land-
tags-Entschließung „Maßnahmen zur
sozialverträglichen Gestaltung bei
Wohnungsveräußerungen“. Die VBW
hatte ihnen nichts darüber mitgeteilt.
Dabei lautet gleich die erste Empfehlung
des Landtags: „umfassende Information
für die Mieterinnen und Mieter“.

Die empörten Mieter haben jetzt die
VBW angeschrieben. Sie fordern die
Offenlegung der Preise, die Häusser-Bau
für ihre Wohnungen gezahlt hat, und
Informationen über die Schutz-
bestimmungen.

In Schweigen hüllt sich auch die
Stadtverwaltung. Weder unsere Fragen
zu den Verkäufen der VBW an Häusser,
noch zu den geplanten weiteren Ver-
käufen städtischer Wohnungen - an
VBW oder andere - mochte sie beant-
worten. Wahrscheinliche Ursache: Die
Verwaltung will der Politik nicht vor-
greifen. Grundstücks- und Hauptaus-
schuss haben die Entscheidung über die
Verkäufe, bei denen immerhin 11 Mio.
Euro erzielt werden sollen, auf nach der
Sommerpause vertagt. Rot-Grün hat
noch „Beratungsbedarf“.

VBWs Name ist Hase
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Ziemlich plötzlich und wohl nur für Ein
geweihte nicht ganz unvermutet ging

die Ära Sibbe bei der Hattinger Wohn-
stätten Genossenschaft in diesem Frühjahr
zu Ende. Acht Jahre lang hatte der gebürti-
ge Bochumer Burkhard Sibbe (46) die Ge-
schicke der größten Hattinger Wohnungs-
baugenossenschaft gelenkt - und sich dabei
nicht nur Freunde gemacht.

Burkhard Sibbe, der als Maurer begann
und dann Architektur studierte, hat dicke
Bretter gebohrt. Die Löcher, die dabei
entstanden sind, können auch ihm nicht
immer gefallen haben. In die Moderni-
sierung des Rauendahls hat die HWG über
30 Mio. € gesteckt. Das Ergebnis kann sich
durchaus sehen lassen, aber das Rauen-
dahl ist sein Schmuddel-Image dennoch
nicht losgeworden. Und weil die Mieten
natürlich erheblich teurer sind als vorher,
ist die Leerstandsquote jetzt doppelt so
hoch: satte 15 %.

Auch die Mieter aus der Siedlung „Im
Westenfeld“, die Sibbe ins Rauendahl
umsiedeln wollte, wollen dort partout nicht
hinziehen. Das Westenfeld hat Sibbe auf
Abriss gesetzt. Die Mietshäuschen aus den
20er und 50er Jahren sind einfach keine
profitable Vermarktung für so phantas-
tische Grundstücke. Natürlich häuft sich
auch dort der Leerstand. Viele Mieter
wollen das bittere Ende nicht abwarten,
freie Wohnungen werden nicht neu
vermietet.

Zuletzt hatte sich Sibbe die Südstadt
vorgenommen - und auch dort wütende
Proteste ausgelöst. 1200 Wohnungen,
zweifellos sanierungsbedürftig, aber in
bester Lage. Wer so ein Projekt stemmen
will, muss offen und ehrlich mit den
Mietern reden. Muss ihnen vor allem die
Angst nehmen, dass sie hinterher ihre
Miete nicht mehr bezahlen können.

Das hat Burkhard Sibbe nie
verstanden. Wenn einer aus dem Volke
kommt, garantiert das noch nicht, dass er
ein Mann des Volkes ist. Sibbe ist stets als
moderner Manager aufgetreten, den Blick
auf neue Ufer gerichtet. Dabei hatte er
offenbar mehr den Erfolg des
Unternehmens im Auge als das Wohl der
Mieter. Das ist das zweite, was Sibbe nicht
verstanden hat: Dass in einer
Genossenschaft die Mieter die Chefs sind
- seine Chefs, und nicht nur seine Kunden.

Mit der katastrophalen Kommunika-
tionspolitik in Sachen Südstadt hat sich
Sibbe zum Schluss auch die Kommunal-
politik zum Feind gemacht - bis sein
Vorstand die Notleine zog. Wenn jetzt
seine Nachfolgerin, Erika Müller
Finkenstein, ankündigt, die HWG werde
sich wieder mehr auf das „Kerngeschäft“
konzentrieren, spricht das Bände über die
Trennungsgründe - über die man sich
ansonsten natürlich vornehm ausschweigt.

aha

AusgesibbtAusgesibbtAusgesibbtAusgesibbtAusgesibbt

Als eine der ersten Aktionen in der neu erworbenen Siedlung
hat Häusser-Bau erst mal den Spielplatz platt gemacht.

Haltung zur VBWHaltung zur VBWHaltung zur VBWHaltung zur VBWHaltung zur VBW
überdenken?überdenken?überdenken?überdenken?überdenken?
Der Verkauf von VBW-Wohnungen

ausgerechnet an Häusser-Bau wird
nicht ohne Folgen bleiben.

Für den Mieterverein gibt es innerhalb
der Wohnungswirtschaft deutliche
Qualitätsunterschiede: Einerseits Unterneh-
men, deren erklärtes Ziel es ist, einen nicht
unerheblichen Teil der eigenen Bestände zu
verkaufen, andererseits bestandserhaltende
Unternehmen, deren Unternehmenspolitik
darin besteht, langfristig Mietwohnungen
zur Verfügung zu stellen.

Dabei sind wir nicht so naiv zu glau-
ben, dass bestandserhaltende Unternehmen
niemals und auf keinen Fall Bestände ver-
äußern dürfen. Das wäre lebensfremd und
eine solche Politik würde die betreffenden
Unternehmen auf Dauer sogar schwächen.
Wenn die VBW aber zu dem Schluss
kommt, Wohnungen abstoßen zu müssen,
dann erwarten wir wenigstens eine gewis-
se Sensibilität!

Ausgerechnet an Häusser-Bau zu ver-
kaufen, ein Unternehmen, das für sein ri-
gides Vorgehen gegenüber Mietern, die nicht
kaufwillig sind, bekannt ist, lässt klar ei-
nen Mangel an Fingerspitzengefühl erken-
nen. Die VBW muss sich fragen lassen,
wieso sie von den teilweise katastrophalen
Erfahrungen vieler Mieter in Bochum mit
dieser Firma nichts weiß - oder wissen will.

Merkwürdig auch, dass die VBW
Schutzregelungen zugunsten der Mieter ver-
einbart haben will, es aber versäumt hat,
diese den Mietern detailliert mitzuteilen
oder zumindest auf deren Existenz hinzu-
weisen! Denn was nützen den Mietern
Schutzbestimmungen, auf die sie sich gar
nicht berufen können - weil sie nichts davon
wissen?

Nun ist es in der Vergangenheit ja
durchaus  so gewesen, dass die VBW bei
der Kommunalpolitik, aber auch beim
Mieterverein gewissermaßen einen „Stein
im Brett“ hatte. Nicht nur, dass es bei uns
über sie viel weniger Mieterbeschwerden
gibt als über andere Unternehmen dieser
Größenordnung. Die VBW war auch
immer wieder Partnerin für Kommunale
Wohnungspolitik, nicht nur bei der Versor-
gung von Wohnungsnotfällen, sondern
auch bei mutigen städtebaulichen Projek-
ten wie dem Altenbochumer Bogen oder
dem neuen Viertel am Bahnhof Präsident.

 Bisher gab es für uns also gute Grün-
de, die immer wieder aufkommenden For-
derungen nach einem Verkauf der städti-
schen VBW-Anteile vehement zurück zu
weisen.Allerdings stellen wir der VBW-Ge-
schäftsführung keinen Freibrief aus! Wir
wollen daher nicht hoffen, dass wir unsere
Haltung zur VBW grundsätzlich überden-
ken müssen!                   Michael Wenzel



Handwerkerarbeiten in der Wohnung absetzbar:

600 Euro Steuerbonus600 Euro Steuerbonus600 Euro Steuerbonus600 Euro Steuerbonus600 Euro Steuerbonus
          auch          auch          auch          auch          auch
                für Mieter                für Mieter                für Mieter                für Mieter                für Mieter
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Um der grassierenden Schwarzarbeit
ein Schnippchen zu schlagen, of-

feriert der Gesetzgeber nun auch für
Handwerkerarbeiten im Haushalt hand-
feste Steuervorteile. Abgesetzt werden
können alle handwerklichen Renovie-
rungs-, Erhaltungs- und Moderni-
sierungsarbeiten am Haus, in der Woh-
nung und auf dem Grundstück – und
zwar von Mietern und Wohnungs-
eigentümern. Absetzbar sind z.B. Tape-

zier-, Maler-, Fliesenleger-, Elektriker-
und Maurerarbeiten, aber auch Garten-
bau- und Wegearbeiten.
• Es können allerdings nur die

Arbeitskosten angerechnet werden,
nicht die gesamte Handwerker-
rechnung einschließlich der
Materialkosten.

• Die Arbeitskosten sind bis zu einer
Höchstgrenze von 3000 Euro an-
rechenbar. Der Fiskus erstattet
davon 20 Prozent, also bis zu 600
Euro im Jahr.

Um zu profitieren, muss der private
Steuerzahler die Handwerkerleistung
beim Finanzamt gleich zweifach bele-
gen. Dazu gehört zum einen die
Handwerkerrechnung, in der die
Arbeitskosten gesondert ausgewiesen
werden. Zum anderen ein Zahlungs-
beleg (Überweisungskopie, Kontoaus-
zug) auf das Konto des Handwerkers, der
die Leistung erbracht hat.

Geschickt kombiniert –
doppelt gespart

Weiterhin abzugsfähig bleiben
Schönheitsreparaturen im Haushalt,
wenn sie als „haushaltsnahe Dienstleis-

tungen“ , also als klei-
nere Reparatur- und
Wartungsarbeiten,
einzustufen sind.
Schon seit 2003 kön-
nen sie auch Mieter bis
600 Euro im Jahr abset-
zen.

Bei geschickter Ge-
staltung kann ein pri-
vater Auftraggeber zu-
künftig sogar beide
Steuervorteile für sich
nutzen. Und so bis ma-
ximal 1200 Euro im Jahr
absetzen. Das betont
zumindest die
Steuerberaterkammer
Westfalen-Lippe. Ein

Beispiel: Der Heizungsmonteur baut ei-
nen neuen Heizkörper ein und verlegt
einige Heizungsrohre. Die Arbeits-
kosten wären bis 600 Euro absetzbar.
Wenn ein Maler den betroffenen Raum
anschließend renoviert, kann sich der
Fiskus mit weiteren 600 Euro an den
Kosten beteiligen. Voraussetzung: Der
Maler streicht oder tapeziert lediglich
die Innenwände. Genau dann und nur
dann gilt die ausgeführte Arbeit als
Schönheitsreparatur, also als abzugsfä-
hige „haushaltsnahe Dienstleistung“.

Seit dem 07. April ist es amtlich: Mit

Zustimmung des Bundesrates  sind

Handwerkerrechnungen von Privat-

haushalten rückwirkend zum 01.01.2006

von der Steuer absetzbar. Profitieren

sollen davon nicht nur Wohnungs-

eigentümer, sondern auch Mieter.

Mietermoder-Mietermoder-Mietermoder-Mietermoder-Mietermoder-
nisierungnisierungnisierungnisierungnisierung
Wer seine Mietwohnung selbst renovieren
möchte, sollte vorher die Einwilligung des Ver-
mieters einholen. Häufig ist im Mietvertrag fest-
gelegt, dass Einbauten und Installationen des Mie-
ters generell von der Zustimmung des Vermie-
ters abhängig sind. Der darf allerdings seine Zu-
stimmung nicht verweigern, wenn die geplante
Maßnahme in den Rahmen des vertragsgemäßen
Gebrauchs fällt (z.B.: Anschluss einer Dusch-
kabine, Anbringung einer Markise).
Zustimmungspflichtig sind alle Arbeiten, die über
den vertraggemäßen Gebrauch hinaus einen we-
sentlichen Eingriff in die Substanz der Mietwoh-
nung mit sich bringen (z. B. der Einbau eines
neuen Bades). Die Vereinbarungen mit dem Ver-
mieter sollten schriftlich festgelegt werden, auch
für den Fall des Auszugs aus der Wohnung. Der
Mieterverein hält hierfür einen Mustervertrag
und die Ratgeber „Modernisierung“ und
„Mängelbeseitigung“ bereit. Vor Abschluss des
Vertrages unbedingt die Fachleute beim Mieter-
verein um Rat fragen!

Neu erschienen:Neu erschienen:Neu erschienen:Neu erschienen:Neu erschienen:

EinkaufsführerEinkaufsführerEinkaufsführerEinkaufsführerEinkaufsführer
biologisch, fair & regionalbiologisch, fair & regionalbiologisch, fair & regionalbiologisch, fair & regionalbiologisch, fair & regional

Wer bewusst einkauft, verändert die
Welt. Seit diesem Mai ist das in Bochum
erheblich einfacher geworden. Auf 36
Seiten erklärt die Broschüre „Einkaufen
in Bochum“ alles, was man wissen muss,
wenn man ökologisch angebaute, fair
gehandelte oder aus der Region stam-
mende Lebensmittel kaufen will. Nach
Ortsteilen gegliedert komplett mit Kar-
ten, Geschäften, Produktlisten und Er-
klärung der verschiedenen Labels. Kos-
tenlos zu erhalten in allen Bürgerbüros
oder zum Herunterladen unter

www.bochum.de/agenda21
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Anfang des Jahres ist die seit länge
rem schwelende Rauchmelder-Dis-

kussion in NRW mal wieder hoch-
gekocht. Anlass war ein verheerender
Brand in Köln Ende 2005, der fünf Men-
schen das Leben gekostet hat. Die meis-
ten sind an Rauchgasvergiftung gestor-
ben, was mit Rauchmeldern zu verhin-
dern gewesen wäre. Bundesweit sterben
über 600 Menschen jährlich auf diese
Weise, über 5000 werden bei Bränden
verletzt. Landesinnenminister Ingo
Wolf (FDP) verkündete daraufhin den
Willen, Rauchmelder  in Wohnungen
und Treppenhäusern zur Pflicht zu ma-
chen. Landesbauminister Oliver Wittke
lehnte das als bürokratisch zu aufwän-
dig und letztlich unkontrollierbar ab.
Noch ist die Sache nicht entschieden,
eine gesetzliche Regelung wird zurzeit
geprüft.

200000 Mal im Jahr brennt es in
Deutschland. Technische Defekte sind
die Hauptursache, sehr viel seltener
nachlässiges Verhalten. Oft sind  Fern-
sehgeräte im Stand-by-Betrieb, Leuch-
ten, Herde, Computer, Stecker und
Schalter, aber auch die vergessene Ziga-
rette die Auslöser. Was da vor sich hin
glimmt, wird schnell zum Flächen-
brand. In wenigen Minuten ist der
Qualm so dicht, dass es fast unmöglich

ist, den Brandort zu verlassen. Le-
bensgefährlich sind nicht nur Feuer
und Hitze, sondern vor allem Brand-
gase. Kohlenmonoxid und Kohlen-
dioxid machen nach wenigen Atem-
zügen bewusstlos, die Opfer ersti-
cken, oft im Schlaf.

Rauchmelder bieten effektiven
Schutz. Mit einem durchdringenden
Signalton zeigen sie an, wenn Gefahr
in der Luft liegt. Sie reagieren nicht
nur auf Feuer, sondern auch auf Gase.
Die meisten arbeiten foto-optisch:
Dabei wird eine Kontrollkammer
alle 10 bis 20 Sekunden mit einem
Lichtstrahl durchleuchtet. Wird
dieser durch Verbrennungs-
partikel unterbrochen, reflektiert
er auf eine Fotozelle. Sie löst dann den
Alarm aus. Normaler Zigarettenqualm
löst keinen Alarm aus.

Nur sieben Prozent aller Haushalte
haben Rauchmelder. Dabei ist  die Nach-
rüstung simpel und preiswert. Ein gu-
tes, batteriebetriebenes Modell mit VdS-
Prüfzeichen gibt es schon ab zehn Euro
im Baumarkt. Wer ganz sicher gehen
will, schaut vorher noch in die Ergeb-
nisse von Stiftung Warentest, die 2002
18 Modelle untersucht und sieben
davon mit „gut“ bewertet hat. Die War-
tung: Ein Mal im Monat sollte anhand
des Testknopfes die Funktions-
tüchtigkeit kontrolliert werden. Die
Batterien müssen frühestens nach ei-
nem Jahr gewechselt werden.

Ganz allein stehen Mieter in Sachen
Rauchmelder in Zukunft wohl nicht da.
Zumindest nach Plan der Landesregie-
rung. Beim Bau von Sozialwohnungen
sollen sie ab sofort Pflicht werden. Au-
ßerdem will sie mit einer massiven
Öffentlichkeitskampagne auch die
Wohnungsunternehmen verstärkt ins
Boot holen. Die Kölner Wohnungsbau-
gesellschaft GAG Immobilien AG zum
Beispiel wird alle ihre Wohnungen mit

Rauchmeldern ausstatten. Der Dort-
munder Spar- und Bauverein agiert da
erstmal viel verhaltener. Mieter können
hier seit April qualitätsgeprüfte Rauch-
melder bei der Hausverwaltung erwer-
ben. Das erleichtert immerhin die Qual
der Wahl.                                      (step)

KostenfaktorKostenfaktorKostenfaktorKostenfaktorKostenfaktor

Rauchmelder?Rauchmelder?Rauchmelder?Rauchmelder?Rauchmelder?
EigeninitiativeEigeninitiativeEigeninitiativeEigeninitiativeEigeninitiative
                  gefragt!   gefragt!   gefragt!   gefragt!   gefragt!
Rauchmelder sind wichtig.Rauchmelder sind wichtig.Rauchmelder sind wichtig.Rauchmelder sind wichtig.Rauchmelder sind wichtig.
Pflicht sind sie aber in NRWPflicht sind sie aber in NRWPflicht sind sie aber in NRWPflicht sind sie aber in NRWPflicht sind sie aber in NRW
nicht. Die Landesregierung istnicht. Die Landesregierung istnicht. Die Landesregierung istnicht. Die Landesregierung istnicht. Die Landesregierung ist
sich uneins über einesich uneins über einesich uneins über einesich uneins über einesich uneins über eine
gesetzliche Regelung. Dergesetzliche Regelung. Dergesetzliche Regelung. Dergesetzliche Regelung. Dergesetzliche Regelung. Der
EigentümerEigentümerEigentümerEigentümerEigentümerverband Haus undverband Haus undverband Haus undverband Haus undverband Haus und
Grund, aber auch derGrund, aber auch derGrund, aber auch derGrund, aber auch derGrund, aber auch der
Deutsche Mieterbund lehnenDeutsche Mieterbund lehnenDeutsche Mieterbund lehnenDeutsche Mieterbund lehnenDeutsche Mieterbund lehnen
sie sogar einmütig ab.sie sogar einmütig ab.sie sogar einmütig ab.sie sogar einmütig ab.sie sogar einmütig ab.
Begründung: zu teuer undBegründung: zu teuer undBegründung: zu teuer undBegründung: zu teuer undBegründung: zu teuer und
bürokratisch. Wbürokratisch. Wbürokratisch. Wbürokratisch. Wbürokratisch. Wer sich alser sich alser sich alser sich alser sich als
Mieter schützen will, mussMieter schützen will, mussMieter schützen will, mussMieter schützen will, mussMieter schützen will, muss
selbst aktiv werden.selbst aktiv werden.selbst aktiv werden.selbst aktiv werden.selbst aktiv werden.

RauchmelderRauchmelderRauchmelderRauchmelderRauchmelder
• Mindestens einen Rauchmelder pro Etage

und zwar in einem zentral gelegenen Raum
außer in Bad und Küche anbringen; weitere
im Schlaf- und Kinderzimmer werden emp-
fohlen.

• Weil Rauch nach oben steigt, das Gerät
immer in der Mitte der Decke installieren,
aber nicht in der Nähe eines Lüftungs-
schachtes.

• Auf Prüfsiegel VdS, CE, GS, ISO 9002 bzw.
5446 achten

• Qualitätsmerkmale: Optisches bzw. foto-elek-
trisches Anzeige-Verfahren, lauter Alarmton,
Testknopf zur Kontrolle, Batteriewechsel-
signal, seperater Montageteller zum sicheren
Batteriewechsel, lange Garantiezeit.

Karrikatur: Susanne Drabe



INTERNESINTERNESINTERNESINTERNESINTERNES

88888

Mitglieder-Mitglieder-Mitglieder-Mitglieder-Mitglieder-
versammlungversammlungversammlungversammlungversammlung
bestätigtbestätigtbestätigtbestätigtbestätigt
VVVVVorstandorstandorstandorstandorstand

Alte AktenAlte AktenAlte AktenAlte AktenAlte Akten
abholen!abholen!abholen!abholen!abholen!

Es ist wieder soweit: Wir entrümpeln
unsere Aktenschränke! Diesmal

wandern alle Akten in den Reißwolf, in
denen der letzte Schriftverkehr zwi-
schen dem 1. Januar und dem 30. Juni
2004 stattfand.

Wer seine Kopien selbst gesammelt
hat oder auf die Akten keinen Wert
mehr legt, braucht nichts zu unterneh-
men - selbstverständlich beachten wir
alle Datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten. Wer seine Akte aber vor der Ver-
nichtung retten will, hat bis zum 28.
Juli Gelegenheit, sie in der Geschäfts-
stelle abzuholen.

20 Jahre ist es her, da waren Mitglieder-

versammlungen heiß umkämpfte Veran-

staltungen, auf denen heftig um die

Politik des Vereins gestritten wurde. 100

oder gar 150 TeilnehmerInnen waren

keine Seltenheit. Heute kommen weit

weniger - und die eher zum Feiern als

zum  Streiten.

35 Mitglieder waren es diesmal, die
nach einer feierlichen Ansprache von
Beisitzer Udo Nadzik Urkunde und
Ehrennadel für annähernd 30-jährige
Mitgliedschaft erhielten - ein kleines
Dankeschön für die lange Treue, von
der der Verein lebt. Im Anschluss an die
Versammlung gab’s das schon traditio-
nelle Büffet.

Die Versammlung selbst verlief
ebenso harmonisch. Wie unumstritten
die Politik des Vorstandes mitlerweile
ist, zeigte nicht nur die einstimmige
Entlastung, sondern auch die ebenfalls
einstimmige Wiederwahl des Watten-
scheiders Harald Franceschini zum 3.
Vorsitzenden in Abwesenheit. Eine
kurzfristiger Erkrankung hatte den 43-
jährigen am Kommen gehindert.

Harmonie fiel allerdings auch leicht
angesichts durchweg positiver Zahlen
aus dem Jahr 2005. Das vergangene Ge-
schäftsjahr schluss mit einem Plus von
rund 65.000 Euro. Der Verein ist schul-
denfrei und hat über eine halbe Million
Euro auf der „hohen Kante“ - Rückla-
gen für hartte Zeiten, die unweigerlich
kommen werden
angesichts weiter sin-
kender Mitglieder-
zahlen.

Der politische Teil des Geschäftsbe-
richtes bot den Rückblick auf ein beweg-
tes Jahr. In Bochum und in Hattingen
wurden neue, qualifizierte Mietspiegel
erstellt, die erstmals seit Jahrzehnten
zumindest in Teilbereichen sinkende
Werte brachten.

Eine Menge Arbeit bescherte die
Umsetzung des „Vierten Gesetzes für
moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt“, besser bekannt als „Hartz IV“.
Nach dem Gesetz dürfen tausende
EmpfängerInnen von Arbeitslosengeld
II nur „angemessen“ hohe Mieten ha-
ben, was für viele den Zwangsumzug in

billigere, vor allem
kleinere Wohnun-
gen bedeutet. Nach-
drücklich hatte sich

der Mieterverein in die Debatte um die
Umsetzung der örtlichen Richtlinien
eingeschaltet - nicht ganz ohne Erfolg,
auch wenn längst nicht alle Vorschläge
von der Politik aufgegriffen wurden. Ei-
nen Bericht über den aktuellen
Sachstand findet sich auf Seite 19.

Ein bewegtes Jahr

Bei der Festansprache sichtlich in
„seinem Element“. Beisitzer Udo Nandzik

Unsere Jubilare 2006

RatgeberRatgeberRatgeberRatgeberRatgeber
aktualisiertaktualisiertaktualisiertaktualisiertaktualisiert
Zur Zeit wird unsere Reihe mit miet

rechtlichen Ratgebern aktualisiert.
Von A wie „Abrechnung der Nebenkos-
ten“ bis Z wie „Zeitmietverträge“ gibt
es bei uns Ratgeber zu 36 miet-
rechtlichen Themen. Sie werden kosten-
los - auch an Nichtmitglieder - in unse-
ren Geschäftsstellen ausgegeben.
Natürlich befinden sie sich auch auf
unserer Homepage

www.mvbo.de
und zwar jetzt neu in zwei Versionen:
Als html (untereinander verlinkt) und
als PDF zum herunterladen und ausdru-
cken. Letztere sehen dann aus wie ihre
Papier-Variante. Wenn Sie da schon län-
ger nicht mehr waren: Surfen Sie doch
mal wieder vorbei!
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Seit der neue BochumerSeit der neue BochumerSeit der neue BochumerSeit der neue BochumerSeit der neue Bochumer
Mietspiegel in Kraft ist,Mietspiegel in Kraft ist,Mietspiegel in Kraft ist,Mietspiegel in Kraft ist,Mietspiegel in Kraft ist,

haben Gärten zurhaben Gärten zurhaben Gärten zurhaben Gärten zurhaben Gärten zur
al leinigen Nutzung desal leinigen Nutzung desal leinigen Nutzung desal leinigen Nutzung desal leinigen Nutzung des
Mieters an AttraktivitätMieters an AttraktivitätMieters an AttraktivitätMieters an AttraktivitätMieters an Attraktivität

deutlich gewonnen - ausdeutlich gewonnen - ausdeutlich gewonnen - ausdeutlich gewonnen - ausdeutlich gewonnen - aus
Sicht des VSicht des VSicht des VSicht des VSicht des Vermieters.ermieters.ermieters.ermieters.ermieters.

Erstmals kann er hierfürErstmals kann er hierfürErstmals kann er hierfürErstmals kann er hierfürErstmals kann er hierfür
einen definierten Zuschlageinen definierten Zuschlageinen definierten Zuschlageinen definierten Zuschlageinen definierten Zuschlag

verlangen und muss ihnverlangen und muss ihnverlangen und muss ihnverlangen und muss ihnverlangen und muss ihn
nicht mehr vor Gerichtnicht mehr vor Gerichtnicht mehr vor Gerichtnicht mehr vor Gerichtnicht mehr vor Gericht
erstreiten. Das schaffterstreiten. Das schaffterstreiten. Das schaffterstreiten. Das schaffterstreiten. Das schafft
Anreize, vorhandeneAnreize, vorhandeneAnreize, vorhandeneAnreize, vorhandeneAnreize, vorhandene

Außenanlagen zuAußenanlagen zuAußenanlagen zuAußenanlagen zuAußenanlagen zu
parzel l ieren und einzelnenparzel l ieren und einzelnenparzel l ieren und einzelnenparzel l ieren und einzelnenparzel l ieren und einzelnen

Mietparteien anzubieten.Mietparteien anzubieten.Mietparteien anzubieten.Mietparteien anzubieten.Mietparteien anzubieten.
Dass es damit auchDass es damit auchDass es damit auchDass es damit auchDass es damit auch

Probleme geben kann,Probleme geben kann,Probleme geben kann,Probleme geben kann,Probleme geben kann,
zeigt unsere Geschichte.zeigt unsere Geschichte.zeigt unsere Geschichte.zeigt unsere Geschichte.zeigt unsere Geschichte.

Parzelle gegen Spielplatz  1:0Parzelle gegen Spielplatz  1:0Parzelle gegen Spielplatz  1:0Parzelle gegen Spielplatz  1:0Parzelle gegen Spielplatz  1:0
Schrebergärten erfreuen sich immer

noch einer ungebrochenen Beliebt-
heit in deutschen Großstädten. In der
eigenen Parzelle kann der Mieter gra-
ben, pflanzen, hegen und werkeln nach
Herzenslust. Er kann sich sonnen, gril-
len, Feten im Freien feiern - kurz: all
das tun, was im sorgsam und teuer ge-
pflegten Grün rund um die Mietwoh-
nung nicht erlaubt ist.

Schade nur, dass man zum Schreber-
garten immer erst mal hinfahren muss.
Das ist lästig vor allem im Sommer bei
großer Hitze, wo die sorgsam gehegten
Pflanzen jeden Tag gegossen werden
wollen. Schön wäre es doch, wenn man
als Mieter das haben könnte, was man
als Eigenheimer selbstverständlich fin-
det: das kleine Stückchen Grün direkt
vor der Haustür.

Seit dem 1. April 2006 gibt es einen
echten Anreiz für Vermieter, ihren Mie-
tern diesen Traum zu verwirklichen:
9,50 Euro pro Wohnung dürfen sie seit
In-Kraft-Treten des neuen Mietspiegels
mehr verlangen für das Merkmal: „al-
leinige Gartennutzung“. Anreiz genug,
vorhandene Grünflächen rund um
Mietshäuder zu parzellieren und den
Mietern zur alleinigen Nutzung anzu-
bieten. Zusätzlicher Nutzen: weniger
Gartenpflegekosten in der Neben-
kostenabrechnung, über deren Höhe
sich die Mieter ärgern.

Doch das kann Probleme machen.
In einer Wohnanlage in Wattenscheid-
Westenfeld hat eine Mietpartei so eine

Parzelle bereits seit einigen Jahren - di-
rekt neben einem der wenigen Spielplät-
ze. Ein Sandkasten, eine Rutsche, ein
Klettergestell - und nur fünf Meter wei-
ter ein Zäunchen, Terrakotta-Töpfe, ge-
pflegte Stauden, Gipsfiguren - das geht
nicht gut.

Ging es auch nicht. Anfang Mai
spielte der 11-jährige Sohn der Mieter
Rauball* mit zwei Freunden dort. Es
wurde etwas wüster - ganz normal für
Jungs in diesem Alter. Irgendwann ging
eine Figur in dem Gärtchen kaputt - der
„Übeltäter“ rannte weg. Die beiden an-
deren gestanden ihren Eltern. Vater
Rauball ging zu den Nachbarn, um den
Schaden zu regeln. Wenn Kinder Mist
bauen, müssen sie das eben vom Ta-
schengeld begleichen, damit sie was ler-
nen dabei. Natürlich hatte er vorher mit
seinem Sohn geredet und eine Entschul-
digung bei den Nachbarn verlangt.

Doch mit denen war nicht zu reden.
Was Vater Rauball sich an diesem Nach-
mittag anhören musste, fand er eindeu-
tig unter der Gürtellinie. Sein Sohn sei
das Allerletzte, ständig mache er
irgendwas kaputt, schon im Sandkasten
habe man dem ansehen können, dass
der nichts tauge. „Nach dem, was die
mir an den Kopf geworfen haben, war
mein Sohn sogar für den Tsunami in
Indonesien verantwortlich“, stöhnt der
entnervte Vater. Eigentlich ist er nicht
scharf auf Konflikte. Aber dieses Ge-
spräch hat er abgebrochen.

* Name geändert

Dafür kam am 5. Mai ein Schreiben
der Hausverwaltung, das das Verhalten
des Sohnes aufgrund von Beschwerden
„einiger Mieter unserer Objekte“ rügte
und eine Abmahnung androhte - ohne
dass die Verwaltung mit der anderen
Seite auch nur gesprochen hätte. „Immer
wieder“ schädige der Junge das Eigen-
tum anderer, indem er - plötzlich im
Plural - „Tonschalen oder Figuren zer-
schlägt, Sträucher abknickt“ etc. Eine
Stellungnahme der Hausverwaltung
konnte MIETERFORUM aus Urlaubs-
gründen nicht erhalten.

Seither ist Ruhe um das eingezäunte
Gärtchen - die zahlreichen Kinder in der
Wohnanlage trauen sich kaum noch,
dort zu spielen. Ein Sandkasten, eine
Rutsche, ein Klettergestell - für Nichts
und wieder Nichts.

Allzu große Nähe von Spielplatz und Ziergarten: Das kann nicht gut gehen!

Leider erlebt man es immer wieder,
dass Vermieter sich bei Nachbarschafts-

streitigkeiten über Kinder ohne jede Nachfrage
auf die Seite derjenigen schlagen, die mit den
Belastungen, die nun mal von Kindern ausge-
hen, nichts zu tun haben wollen. Einen Anreiz,
wieder mehr Kinder in die Welt zu setzen, schafft
man so sicher nicht. Wenn Vermieter künftig
ihren Mietern eigene Parzellen zur alleinigen
Nutzung anbieten wollen, lohnt es sich sicher,
ein bisschen Hirnschmalz in die örtliche Auf-
teilung zu investieren.

aha
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Die einzige unabhängige Beratungs
stelle für Arbeitslose im Kreis, die

HAZ-Beratungsstelle in Hattingen, be-
richtet über zahlreiche Fälle, in denen
Arbeitslosen die Übernahme der vollen
Heizkosten verweigert wird. Laut den
verwaltungsinternen „Bearbeitungs-
hinweise“ der JobAgentur EN werden
maximal Heizkosten von 1,15 Euro/
qm/Monat als „angemessen“ betrach-
tet und neben der „angemessenen“
Brutto-Kalt-Miete (Grundmiete plus kal-
ten Nebenkosten) erstattet. Da ALG-II-
EmpfängerInnen oft in kleinen und
schlechten Wohnungen leben, liegen
die Heizkosten nicht selten höher.
Besonders nach den Gaspreis-
steigerungen kam es vielen zu Nach-
forderungen. „Diese Nachforderungen
werden von der Job-Agentur eigentlich
grundsätzlich nicht übernommen“, be-
richtet Arbeitslosen-Berater Stephan
Schulze-Bentrop.

Über die „Deckelung“ der Heiz-
kostenzuschüsse erfolgt in der Regel
kein gesonderter Bescheid.  Die Betrof-
fenen werden nicht aufgefordert, ihre
Heizkosten zu senken oder die hohen
Kosten zu begründen. Die angeblich
„unangemessen“ hohen  Heizkosten
werden ohne die vorgeschriebene
Einzelfallprüfung von Anfang nicht in
voller Höhe gezahlt, oder es werden die
Anträge auf Übernahme von Nach-
zahlungsforderungen abgelehnt.

Dagegen kann man Widerspruch
einlegen. Der Mieterverein Witten be-
richtet, dass mehreren Widersprüchen
aufgrund von Besonderheiten des Ein-
zelfalls (schlechte Dämmung, teure
Beheizungsart) stattgegeben wurde.
Aber das ist keine Lösung. „Die Leute
warten viele Monate auf die Bescheide
und erhalten währenddessen nicht das

Geld, das ihnen zusteht“, sagt Schulze-
Bentrop. „Manche Widersprüche blei-
ben einfach liegen.“

Das Vorgehen der JobAgentur EN ist
aus mehreren Gründen rechtlich nicht
zulässig: Erstens gibt es nach dem Ge-
setz gar keine „unangemessen hohen
Heizkosten“. Entweder die Unterkunfts-
kosten inklusive Heizkosten sind
insgesamt unangemessen. Dann müs-
sen die Betroffenen zur Senkung der
Kosten aufgefordert werden, bevor eine
Kürzung erfolgt. Oder die Unterkunfts-
kosten sind insgesamt „angemessen“.
Dann müssen auch die Heizkosten in
tatsächlicher voller Höhe übernommen
werden. Mehrere Sozialgerichte haben
bestätigt, dass eine Kürzung der Heiz-
kostenzuschüsse einer ansonsten ange-
messenen Wohnung rechtlich nicht
zulässig ist.

Zweitens darf eine Kürzung der tat-
sächlichen Unterkunftskosten erst nach
erfolgter Einzelfallprüfung vorgenom-
men werden. Obwohl eine derartige
Einzelfallprüfung angesichts der großen
Unterschiede bei dem Heizkostenbedarf
besonders zwingend ist, fehlt sie bei der
JobAgentur EN regelmäßig.

Drittens kann in den meisten Fällen
auch belegt werden, dass die Heizkosten
für die betroffenen Wohnungen nicht
unüblich sind. Dazu genügt oft schon
ein Blick in den Bundesheizkosten-
Spiegel.

Mietervereine und Arbeitslosen-
beratung raten: Legen Sie auf jeden Fall
Widerspruch gegen Bescheide ein, in
denen Ihnen die tatsächlichen Heiz-
kosten verweigert werden! Begründen
Sie diese Widersprüche mit der grund-
sätzlichen rechtlichen Unzulässigkeit
und Hinweisen für die Gründe Ihrer
vergleichsweise hohen Heizkosten
(Hausdämmung, Wohnungslage, Mehr-
bedarf...). Wenn Sie in einer billigen,
kleinen Wohnung leben, weisen Sie
darauf hin, dass Sie auch in eine „ange-
messene Wohnung“ mit höherer Miete
aber niedrigeren Heizkosten pro Qua-
dratmeter einziehen könnten.

Die Mietervereine Bochum-Hattin-
gen und Witten sowie die HAZ-Bera-
tungsstelle fordern die JobAgentur EN
auf:  Beenden Sie dieses rechtswidrige
Vorgehen! Durch unstreitige Heiz-
kostenabrechnungen belegte tatsächli-
che Heizkosten einer ansonsten ange-
messenen Wohnung müssen übernom-
men werden.

EN-Kreis:EN-Kreis:EN-Kreis:EN-Kreis:EN-Kreis:
Arbeitslose bleiben aufArbeitslose bleiben aufArbeitslose bleiben aufArbeitslose bleiben aufArbeitslose bleiben auf
hohen Heizkosten sitzenhohen Heizkosten sitzenhohen Heizkosten sitzenhohen Heizkosten sitzenhohen Heizkosten sitzen
Aufgrund vergleichsweise toleranter

Wohnkostenpauschalen  ist es im Ennepe-

Ruhr-Kreis bislang nicht zu massenhaften

Aufforderungen zur Wohnkosten-Sen-

kung gekommen (MieterForum berichte-

te).  Dafür gibt es massive Probleme bei

der Übernahme von hohen Heizkosten.

Im Streit um Hartz IV werden die Töne
immer schriller. Jetzt hat die Bundes-

agentur für Arbeit (BA) damit gedroht,
den Hilfeempfängern in bestimmten
Städten ab dem 1. Juli keine Miete mehr
zu überweisen.

Hintergrund sind angebliche Schul-
den einiger Städte bei der BA. Die Rede
ist von 220 Millionen Euro bundesweit.
Die Schulden seien entstanden, weil die
Städte Vorschüsse der BA nicht zurück-
gezahlt hätten. Die BA fordert jetzt Ein-
zugsermächtigungen von den Städten,
unter anderem von Essen, Mühlheim,
Gelsenkirchen, Dortmund und Herne.

Der Düsseldorfer OB Joachim Erwin
(CDU) hat die Vorwürfe zurückgewie-
sen und die BA scharf attackiert. NRW-
weit betrügen die Schulden der Kom-
munen nur noch 13 statt 42 Millionen
Euro. Erwin nannte die Veröffentli-
chung derart falscher Zahlen eine "Un-
verschämtheit".

Die Empfänger von Arbeitslosengeld
II haben auf die Übernahme ihrer
Wohnkosten einen Rechtsanspruch.
Sollte die BA tatsächlich im Juli keine
Miete überweisen, müssten sie sich
allerdings an die örtlichen Arbeits-
agenturen halten.

BA droht mit Mieten-StoppBA droht mit Mieten-StoppBA droht mit Mieten-StoppBA droht mit Mieten-StoppBA droht mit Mieten-Stopp
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Nein, eine Massendemonstration
war das sicher nicht, was da am

Mittag des 18. Mai durch die Bochumer
Innenstadt zog. Über 40 Organisationen
hatten zu der Kundgebung aufgerufen,
knapp 120 Menschen waren gekom-
men. Aber die hatten sich etwas einfal-
len lassen.

Unter dem Motto „Wohnen - Wür-
de - Widerstand“ sollte der Protest ge-
gen Zwangsumzüge von ALG-II-
EmpfängerInnen vor das Rathaus getra-
gen werden, wo ab 15 Uhr der Sozial-
ausschuss tagte. Die Demonstration
wurde zu einem „Umzug“ im wahrsten
Sinne des Wortes: Über 100 Umzugs-
kartons wurden durch die Straßen ge-
tragen und immer wieder zu Mauern
aufgebaut. RednerInnen von Sozial-
beratung, Sozialforum, Mieterverein
und anderen erinnerten an die Folgen
von Hartz IV, wonach 1400 Langzeitar-
beitslose vom Zwangsumzug bedroht
sind, und an die Bedeutung der Woh-
nung als Lebensmittelpunkt.

In den Gängen des Rathauses muss
das Trommeln der Demonstraten auf
ihren Pappkisten trotz der eher gerin-
gen Masse eindrucksvoll geklungen
haben. Der Sozialausschuss hatte seine
Sitzung vorsichtshalber in den großen
Ratssaal verlegt, damit genug Platz für

so viele Zuschauer war. Und die Empore
war rappelvoll.

Sowohl die PDS als auch die rotgrüne
Koalition hatten mehrere Anträge zum
Thema gestellt. Etliche davon griffen
Forderungen auf, die der Mieterverein
in den Wochen zuvor mit den Fraktio-
nen erörtert hatte - leider nicht alle. Am
Schluss wurde vier konkrete Verbesse-
rungen für die Betroffenen beschlossen
- sogar einstimmig:
• Die Wirtschaftlichkeitsgrenze, un-

terhalb derer nicht zur Kosten-
senkung aufgefordert werden soll,
wird von 40 auf 50 Euro (oder 10
Prozent) oberhalb der Mietober-
grenze angehoben.

• Wessen Wohnkosten einmal als an-
gemessen beurteilt wurden, der soll
auch dann nicht neu überprüft wer-
den, wenn Mietspiegelwerte zwei
mal hintereinander sinken.

• Bei einem Zwangsumzug soll eine
doppelte Mietzahlung für einen
Monat problemlos übernommen
werden, zusätzlich Kosten für
Handwerksarbeiten an Versorgungs-
leitungen.

• Alleinstehende Arbeitslose sollen
nicht mehr auf möblierte Zimmer
verwiesen werden.

Das ließt sich eher bescheiden.
Wenn man aber bedenkt, dass im Janu-
ar 3500 Hartz-IV-Haushalte mit der Mie-
te zwischen der Mietobergrenze und der
Wirtschaftlichkeitsgrenze lagen, und
nur 1400 noch über der Wirtschaftlich-
keitsgrenze, kann man sich leicht aus-
rechnen, dass eine Anhebung der Gren-
ze um 10 Euro einigen hundert dieser
Haushalte helfen wird.

Nicht aufgegriffen wurden dagegen
einige deutlich weitergehende Forde-
rungen des Mietervereins. Eine davon:
Bei den Mietobergrenzen sollen die
Zuschläge berücksichtigt werden, die
der Mietspiegel für Balkon, Wärmedäm-
mung und Gegensprechanlage erlaubt,
und die heute dazu führen, dass auch
eine Wohnung aus der Baualtersklasse
„1950 - 1969“ zu teuer sein kann.

Diese Ausstattungskriterien kann
man beim besten Willen nicht als Lu-
xus bezeichnen. Außerdem sind sie alle
- das wissen wir aus der Datenerhebung
zum letzten Mietspiegel - bei einer
Mehrheit der Wohnungen vorhanden,
so dass es immer schwieriger wird,
überhaupt Wohnungen zu finden, die
dieses Merkmal nicht haben.

Nicht aufgegriffen wurde auch un-
ser Vorschlag, für eine Gleich-
behandlung aller zu sorgen und bei de-
nen, die ihre Wohnkosten nicht senken,
die Mietzahlung ab Juli nur bis zur
Wirtschaftlichkeitsgrenze (statt bis zur
Mietobergrenze) zu kürzen. Und eine
Auswertung, wohin denn betroffene
Haushalte im Zweifelsfalle umziehen,
um im Zweifelsfall der Bildung von
Arbeitslosengettos vorzubeugen, wurde
ebenfalls nicht beschlossen.

ErleichterungenErleichterungenErleichterungenErleichterungenErleichterungen
beschlossenbeschlossenbeschlossenbeschlossenbeschlossen

1400 Hartz-IV1400 Hartz-IV1400 Hartz-IV1400 Hartz-IV1400 Hartz-IV-Haushalte in Bochum wohnen zu-Haushalte in Bochum wohnen zu-Haushalte in Bochum wohnen zu-Haushalte in Bochum wohnen zu-Haushalte in Bochum wohnen zu
teuer und sollen ihre Wteuer und sollen ihre Wteuer und sollen ihre Wteuer und sollen ihre Wteuer und sollen ihre Wohnkosten senken. Das sindohnkosten senken. Das sindohnkosten senken. Das sindohnkosten senken. Das sindohnkosten senken. Das sind
viel zu viele - fand nicht nur der Mieterverein. Undviel zu viele - fand nicht nur der Mieterverein. Undviel zu viele - fand nicht nur der Mieterverein. Undviel zu viele - fand nicht nur der Mieterverein. Undviel zu viele - fand nicht nur der Mieterverein. Und
so geriet das Thema „Kosten der Unterkunft“ erneutso geriet das Thema „Kosten der Unterkunft“ erneutso geriet das Thema „Kosten der Unterkunft“ erneutso geriet das Thema „Kosten der Unterkunft“ erneutso geriet das Thema „Kosten der Unterkunft“ erneut
auf die politische Tauf die politische Tauf die politische Tauf die politische Tauf die politische Tagesordnung in Bochum.agesordnung in Bochum.agesordnung in Bochum.agesordnung in Bochum.agesordnung in Bochum.

Ungewohnter Ort: Der Sozialausschuss
tagte im großen Ratssaal




